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Referat 213 

VLR Franke (2216) 

V e r m e r k 

Bonn, den 22. Oktobe r 1979 
Kr. 

über das Gespräch des StM Wischnewski mit dem 

stellvertretenden iranischen Ministerpräsiden­

ten und Regierungssprecher Dr. Sadegh Tabatabai 

am 19. Oktober 1979 von 12.So - 14.2o Uhr im 

Bundeskanzleramt 

Das knapp 1 1/2-stündige Gespräch, an dem auch Geschäftsträger 

Navab und ein Botschaftsattache teilnahmen, hatte im wesent­

lichen folgenden Inhalt: 

StM drückte seine Freude über den Besuch aus, an dem auch 

der Bundeskanzler interessiert wäre, wie sich daraus er­

gebe, daß er kurz hinzustoßen werde. 

Tabatabai übermittelte einleitend das Bedauern seiner Regie­

rung über den Mordanschlag auf den deutschen Merck-Verwaltungs­

direktor Leib in Teheran, den eine regierungsfeindliche Terror­

bande verübt habe, die die Ziele der Revolution sabotieren und 

die Ausländer im Iran, namentlich die Deutschen verunsichern 

wolle. Die Täter müßten im Falle ihrer Ergreifung mit der 

Höchststrafe rechnen, gegen die wir in diesem Fall wohl nichts 

einzuwenden hätten. 

~ bemerkte an dieser Stelle, daß er die Entscheidung 

Khomeinis, daß keine Todesurteile mehr gefällt werden sollten, 

sehr begrüße. was den Fall Leib angehe: Es sei gut, wenn die 

Deutschen in Iran sichtlich den Schutz der iranischen Regie-

n9 qenössen. 

tabai erläutert auf Fragen von StM die Ziele der Terror­

ppe (gegen maßgebende Persönlichkeiten der Revolution ge-
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·ichtct, zusammengesetzt aus ehemaligen savak-Leuten, die 

im Auftra fremder Mächte, insbesondere Israels und von 

s hah-Kreisen in London und Paris konterrevolutionäre Rache­

akte ausübten. Die Gruppe habe keine ideologisch-politischen 

ziele und sei ohne Breitenwirkung, arbeite jedoch mit ultra­

religiösen und ultra-revolutionären Kräften zusammen) . 

Tabatabai erwähnte eine den Iran verunglimpfende Resolution 

"des Europäischen Rates
11 

zur Verletzung von Menschenrechten 

und Todesurteilen im Iran, die die Beziehung belaste {angeb­

lich in der Süddeutschen Zeitung vom 12. Oktober 1979 abge­

druckt) . 

StM stellt klar, daß es sich nur um eine Resolution des 

Europa-Rates bzw. Europäischen Parlaments handeln könne, 

nicht um eine des Europäischen Rats, der ein Regierungsgremium 

sei. Er sagt zu, sich den ihm völlig unbekannten Resolutions­

text zu beschaffen. Obwohl die Parlamentarier unabhängig 

seien, werde er nach Lektüre des Textes mit politischen 

Freunden im Europäischen Parlament über die Resolution spre­

chen. 

Tabatabai schloß längere Ausführungen darüber an, daß die 

Revolution die Frauen nicht etwa entrechtet, sondern ihnen 

eine besondere Rolle zugewiesen habe. Christen, Juden, Parsis 

genössen Religionsfreiheit, Iran sei für jedermann offen. 

Das negative Iranbild sei ein Sieg der zionistischen Propa­

ganda. 

Nachdem StM nochmals die Anweisung Khomeinis, keine Todes­

strafen mehr zu verhängen, begrüßt hatte, stößt der Bundes­

kanzler zum Gespräch hinzu. Tabatabai richtet ihm die Grüße 

des iranischen Ministerpräsidenten aus. 

~batabai auf die Frage des Bundeskanzlers nach der wirt­

schaftlichen Entwicklung im Iran: Bei gewissen fortbestehenden 

Problemen sei die Lage besser als früher und stabilisiert. 
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Die siegreiche Revolution habe eine stark geschädigte Wirt­

schaft vorgefunden, wozu beigetragen hättenteils die ille­

galen Bar-Transfers von 40 Mrd. Dollar, teils auch der - für 

den Sieg der Revolution freilich auch notwendige - sechsmonatige 

streik. Die Arbeitslosenzahl sei von anfangs zweieinhalb Millio­

nen auf unter eine Million gesenkt worden~ man hoffe, die Ar ­

beitslosigkeit nach einem Jahr zu beseitigen. Die Kapazitäts­

auslastung der iranischen Industrie betrage derzeit nur 50 %. 

Man wolle die iranische Industrie weiter entwickeln, einschließ­

lich der Schwerindustrie - hier rechne man auf die verläßliche 

und sichere deutsche Technologie,auch wenn sie teurer sei -

vor allem aber auch - mit unserer Hilfe - die Landwirtschaft 

und Viehzucht. 

Nach Frage des Bundeskanzlers zur Höhe der Inflationsrate 

(T.: sie sei hoch,bei Nahrungsmitteln ca. 60 %) und ob die Zentral­

bank volle Kontrolle ausübe (T.: ja, keine Transferprobleme), 

schneidet Tabatabai die für ihn offenbar im Mittelpunkt des 

Gesprächs stehenden Fragen an: Kredit-und Bürgschaftsfazilitäten 

für deutsche Lieferungen im Iran und die Vertragsannullierung 

flir das KKW Bushir. 

Tabatabai zum ersten Punkt: Vor seiner Abreise hätten deutsche 

Firm dem iranischen Außenministerium mitgeteilt, daß nach 

einem ihnen zugegangenen Rundschreiben Lieferungen an den 

Iran nur noch gegen Kasse erfolgen sollten. Wenn das zutreffe, 

wäre es ein Schlag für die deutsch-iranischen Wirtschaftsbe­

ziehungen und die aufgrund der Präferenz der iranischen Führungs­

schicht für deutsche Technologie gute Stellung der Bundesrepublik 

Deutschland im Iran. über 50 % der iranischen Führungsschicht 

sei in Deutschland ausgebildet. Man blicke daher im Iran auf 

uns .und erwarte, daß wir Iran seien Weg erleichterten. 

Der Bundeskanzler entgegnete, daß der Iran für die Bundesregie­

rung unabhängig von seiner Regierungsform ein wichtiger außen­

wirtschaftlicher Partner und ein wichtiger Faktor der Weltwirt­

schaft bleibe. Für den Wirtschaftsaustausch sei die geschäft­

liche Atmosphäre, die davon bestimmt werde, wie rechtsgültige 
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oer Bundeskanzler und StM erklärten, von einem Rundschreiben 

an deutsche Firmen, nur gegen Kasse an d I 11 f en ran zu e ern, 

nichts zu wissen. (~ Vielleicht das Rundschreiben einer 

einzigen Bank? Plausibel wäre, wenn Banken z.B. zunächst die 

Bedienung alter Kredite erwarteten).Der Bundeskanzler sagte 

Nachprüfung der Frage zu und regte auch Gespräche Tabatabais 

im Bundeswirtschaftsministerium an. BM Graf Lambsdorff sei 

allerdings auf Asienreise. 

Tabatabai bat um Unterrichtung der "Experten im Handels­

ministerium", woraufhin der Bundeskanzler StM bat, die 

Sache mit StS Schlecht aufzugreifen. 

Zum KKW Bushir erklärte Tabatabai: Das von der KWU mit der 

iranischen Regierung abgeschlossene Geschäft mit einem Finanz­

volumen von 16 Mrd. DM entspreche nicht den langfristigen 

Interessen des Iran. Daher habe der Vertrag annulliert werden 

müssen. Die Vertragspartner seien jedoch ohne Hilfe der Regie­

rung nicht in der Lage, das Problem zu lösen. Er bitte daher 

um Intervention der Bundesregierung. Der Bundeskanzler erwiderte 

(nachdem er auf seine Frage, ob es nicht das vernünftigste sei, 

das Gericht anzurufen, die Antwort erhalten hatte, daß ein 

langwieriges Gerichtsverfahren der Sache nicht diene).Er könne 

nur zuhören, keine Meinung äußern. Er kenne die Verträge nicht, 

an denen die Bundesregierung keinen Anteil habe. Wir mischten 

bei unserer Wirtschaftsordnung nicht in privatwirtschaftliche 

Vorgänge ein. 

Die Frage des Bundeskanzlers, ob das KKW Bushir angesichts der 

Erschöpflichkeit von öl nicht doch im langfristigen Interesse des 

Iran lieqe, beantwortete Tabatabai unter Hinweis auf die sonnen­

den riesigen iranischen Wüsten (hier starker Zweifel 

nzlers, ob Sonnenenergie - außer für beschränkte 
........ --... ... ;;;:;;:;;;;,;:;.;;;.;;.;-.;;;.. 

llJUINA~er Ha shalte - vor 1 1/2 bis 2 Jahrzehnten für 

zb r) u d f E dgas-und Wasserkraftreserven. 

Bund skanzlers, warum die alte Regierung 

b uen lassen, meinte Tabatabai, 
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'uß t sein Verständnis für das sehr 

t Inter ss der Iraner an der Entwicklung 
ihr r L n irts h ft. 

zum bs hi d d nkt d r Bundeskanzler Tabatabai für die 

rüB des ir nisch n Ministerpräsidenten, die er herzlich 

er idere und bat Tabatabai, MP Bazargan sein außerordent­

li hes Interesse an der wirtschaftlichen und politischen 

Ent icklung des Iran auszurichten, das der weltpolitischen 

Rolle Irans gelte und nicht deutschen Geschäftsinteressen 

entspringe, wenngleich Wirtschaftsinteressen hiermit nicht 

im Gegensatz stünden. 

vor dem Weggang des Bundeskanzlers bemerkte Tabatabai noch, 

daß der Iran nicht für die Belieferung der t·1el t mit öl verantwort­

lich sei. Die hohe Ölproduktion sei für die iranische In-

flation verantwortlich gewesen. Der Bundeskanzler wider-

spricht mit dem Hinweis, nicht zu hohe Produktion, sondern 

ein zu hoher Kapitalzustrom, der nicht sinnvoll habe absor-

biert werden können, sei die Ursache. Reichtum könne auch 

zerstören (Tabatabai: Zerstörung des Landes sei die Absicht 

des Schahs gewesen). Der Bundeskanzler verabschiedete sich. 

Zu den bilateralen Beziehungen bemerkte Tabatabai, sie hätten 

sich seit seinem letzten Besuch sehr verbessert. Die irani­

sche Regierung erwarte allerdings, daß die Bundesregierung 

sich von unfreundlicher Presseberichterstattung sichtlich 

distanziere, denn es sei schwer, dem 40 Jahre Diktatur ge­

wohnten iranischen Volk die Unabhängigkei.t von Parlamentariern 

und Journalisten plausibel zu machen. Auf Frage von StM zur 

inneren Entwicklung und zu den Kurden entgegnete Tabatabai: 

Das b n h be sich binnen 14 Tage nach der Revolution norma­

wohl es weder Armee, noch Polizei, noch Sicherheits­

von den in die Hände Unbefugter gefalle-

w e nq sammelt worden. 
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--'-~·· ---~ - - ,, .J. r-or.nnen. D e marh'.istiechen Gruppsn 

'J??'} ~..ä~ten auch die Entwicklungsanstrengungen der Regie­

~_:~ :::r c~e Yurdenre.gion, die eofort nach der ~1olution 

-=-~==-~~~ worden seien, behindern wollen. it der wirt­

sc:~::- _!.c _en Bessertellung der Yurden werde das Proble 

7e.=.sc __ -ni.r~d.en„ Hi.nter den Unruhen irr ~urdeng~biet stünden, 

, ~ !- 51dlibanon, die Israelis. 4an ~isse yon Schildern 

~~ l'.!&r J:_c.<.:=.scnrift "herzlich willkomrc.e::n, israelische Soldaten" 

!.:.. ZsY~r,_.;;. ?.~rdistans. Im selben Ort habe .cian hohe irar.ische 

==-z-ere gs=angengenommen. 

s~ ä~ßerts i.lde Skepsis hinsichtlich eines Zusarmnen­

~r~e-~ z 1an irakischen Offizieren mit Israelis. 

Tabatabai bs~erkte, daß das kurdische Problem militärisch 

~d '%>litiech zu lösen sei - eines von beiden Elementen 

~ z~hnitt die narnens deutscher ~.nhänger der Bahai-Sekte 

rorgetrag~ne Bitte eines Abgeordneten (MdB Klein, Dieburg) 

,„ Schutz mn Bahai-Heiligtilmern im Iran 1or religiösen 

Eif€rern an. Der Geschäftsträqer entgegnete, daß die Bahais 

i Iran weniger als religiöse, sondern mehr als politische 

Grup--pP im neoY.olonialistischen und zionistischen Solde ange­

sehen wUrden. fiele Bahais hätten zu den Spitzenfiguren des 

Schahz g h~rt. /ielleicht habe es daher schwer zu kontrol-
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lierende Ubergriffe der erbosten B .. 1k evo erung gegeben, die 
die Regierung hingegen nicht billige. 

-
stM erklärte, daß er diese Fälle auch deshalb erwähne, weil 
er unsere Beziehungen zum Iran 1· nt · i . ensiv eren wolle. Dieser 
Aspekt müsse von den Iranern auch berücksichtigt werden. 

zum Abschluß wandte sich das Gespräch wieder Wirtschaftsfragen 

zu. Tabatabai erklärte, daß der Iran sich von der Marktwirt­

schaft befreien und zu anderen Wirtschaftsformen übergehen 

wolle. Deutsche Technologie solle ihm dazu verhelfen, sich 

unabhängig zu machen. 

Er erwähnte die Absicht, in der nächsten Woche mit HERMES 

zu reden. StM erklärte dazu, daß zusätzlich Gespräche im 

BMWi nützlich seien. Tabatabai kam dann auf das KKW Bushir 

zurück und betonte, daß das Probleme ohne Einflußnahme der 

Regierung nicht zu lösen sei (auf Frage von StM erklärte 

Tabatabai, daß die KWU einen Vertrag mit der iranischen 

Regierung habe). Die weniger schwierige Frage der U-Boot­

Lieferung könne von Experten gelöst werden. Man könne statt 

der U-Boote etwas anderes kaufen. 

StM erwiderte zu KKW Bushir, daß zunächst geprüft werden 

müsse, wo die Differenzen lägen, dann werde man sehen, was getan 

werden könne, die Sache aus der Welt zu schaffen. Auf die darauf­

hin gemachte Bemerkung Tabatabais, das sei eine gute Nachricht 

für MP Bazargan, unterstrich StM, daß jedoch nicht vergessen 

werden dürfe, daß die Bundesregierung nicht Vertragspartner 

sei. Sie könne lediglich versuchen, für eine bessere Atmosphäre 

zu sorgen und dafür, daß die Vertragsbeteiligten vernünftig 

miteinander redeten. Einwurf Tabatabais:"Nein, auch dafür, daß 

man gut aus der Sache herauskommt." T. meinte, die KWU könne 

umdisponieren, da viele Teile ja noch nicht geliefert seien. 

Ohne auf diesen Einwand einzugehen, bemerkte StM abschließend, 

da8 er sich bemühen werde, einen Beitrag dazu zu leisten, daß 

fänden. 
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Wilson Center Digital Archive Translation - English

[Federal Chancellery]
Section 213
VLR Franke (2216)
Bonn, 22 October 1979
Kr.

Note
Regarding the Meeting between Minister of State Wischnewski[1] with the
Deputy Iranian Minister and Government Spokesman Dr. Sadegh Tabatabai[2]
on 19 October 1979 from 12:50 to 14:20 Hours in the Federal Chancellery

The meeting, in which also Charge d’Affairs Navab and an Embassy Attache
participated, lasted for about one and a half hours and had essentially the following
content:
Minister of State expressed his pleasure about the visit, in witch the Federal
Chancellor[3] is interested as well. This will become evident by the fact that he will
briefly join in later.
Tabatabai expressed at the beginning the regret of his government concerning the
murderous attack on the German Merck[4] Administrative Director Leib[5] in Tehran.
He was executed by a terror group hostile to the government that wants to sabotage
the goals of the Revolution and to make the foreigners in Iran, especially the
Germans, feel unsafe. In case of their capture, the perpetrators will have to expect
the maximum penalty. We probably would not have objections here in that case.
Minister of State remarked here that he does very welcome Khomeini’s[6] decision to
no longer issue the death penalty. As far as the case of Leib is concerned: It is
positive when the Germans in Iran are visibly enjoying the protection of the Iranian
government.
Tabatabai explained to questions from the Minister of State the objectives of the
terror group (directed against leading individuals of the Revolution, comprised of
former Savak[7] people who exercise counter-revolutionary acts of revenge on order
of foreign powers, especially from Israel and Shah circles in London and Paris. The
group has no ideological-political goals and does not have broad appeal; however, it
does cooperate with ultra-religious and ultra-revolutionary forces).
Tabatabai mentioned a resolution by “the European Council” disparaging Iran
regarding the violation of human rights and death sentences in Iran - what is straining
the relationship (allegedly printed in the newspaper “Süddeutsche Zeitung” on 12
October 1979).
Minister of State clarified that it can only be a resolution by the Council of Europe
respectively the European Parliament; not by the European Council, which is an
institution comprised of governments. He promised he will see to get the text of the
resolution he is completely unaware of. Although the parliamentarians are
independent, after having read the text he will talk with political friends in the
European Parliament about the resolution.
Tabatabai then added extensive remarks pertaining to the Revolution. It does not
take rights away from women at all but actually has attributed to them a special role.
Christians, Jews, and Parsis[8] enjoy freedom of religion, Iran is open for everyone.
The negative Iran image is a victory of Zionist propaganda.
After Minister of State again welcomed Khomeini’s order to no longer issue death
sentences, the Federal Chancellor was joining the meeting. Tabatabai forwarded to
him greetings from the Iranian Prime Minister.
Tabatabai was answering to the question by the Federal Chancellor regarding the
economic developments in Iran: While certain problems are continuing, the situation
is better than before and stabilized. The victorious Revolution has found a very
damaged economy; contributed to that had in part the illegal cash transfers of 40
billion Dollar, in part also the six-month-strike which nonetheless had also been
necessary for the victory of the Revolution. From 2.5 million in the beginning, the
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number of unemployed has been lowered to under 1 million; one does hope to
eliminate unemployment after one year. The capacity utilization of the Iranian
industry stands currently at only about 50 percent. One wants to further develop the
Iranian industry, including the heavy industry. Here one is counting on the reliable
and safe German technology, even when it is more expensive; especially one is also
counting on - with our support - on agriculture and livestock breeding.
After a question by the Federal Chancellor regarding the figure for the inflation rate
(T.: it is high, about 60 percent for food) and whether the Central Bank has full control
(T.: yes, no transfer problems), Tabatabai is addressing the issues which apparently
for him are at the center of the meeting: credit and guarantee facilities for German
exports in Iran and the cancellation of the agreement for the Nuclear Power Plant
Bushehr.
Tabatabai on the first point: Before his departure, German companies have told the
Iranian Foreign Ministry that, according to a circular letter they received, in the future
exports to Iran should only be made for cash. If this is correct, it would be a blow to
German-Iranian economic relations and the good position of the Federal Republic of
Germany in Iran due to the preference of the Iranian ruling elite for German
technology. More than 50 percent of the Iranian ruling elite have been educated in
Germany.[9] Thus in Iran one is looking at us and does expect us that we will make
Iran’s path easier.
The Federal Chancellor responded that, notwithstanding its form of government, Iran
is for the Federal Government an important foreign economic partner and an
important factor of the global economy. For economic exchange the business
atmosphere is of high importance, which is determined by how legal deals and
agreements are handled.
The Federal Chancellor and the Minister of State stated they do not know anything
about a circular letter to German companies to export to Iran for cash only. (Federal
Chancellor: Maybe it is a circular letter of a single bank only? It would be plausible if
banks should, for instance, first expect the payoff of old credits). The Federal
Chancellor promised to review the issue and suggested that Tabatabai might also
hold talks in the Federal Ministry for Economic Affairs. Federal Minister Graf
Lambsdorff[10], however, is currently on a visit to Asia.
Tabatabai requested to inform the “experts in the Trade Ministry”; thus the Federal
Chancellor asked the Minister of State to address the issue with State Secretary
Schlecht[11].
On the Nuclear Power Plant Bushehr Tabatabai stated: The contract between the KWU
[12] and the Iranian Government with a financial volume of 16 billion Deutsche Mark
does not correspond to the long-term interests of Iran. Thus the agreement has to be
canceled. However, the contract partners are not able to solve the problem without
help from the government. He is therefore asking the Federal Government to
intervene. The Federal Chancellor replied (after he had received to his question,
whether it would not be the most reasonable thing to go to court, the answer that a
dragged out court procedure would not be helpful in this case): He can only listen, not
voice an opinion. He does not know the agreement, the Federal Government is not a
part of it. In our economic order we are not intervening in private business
operations.
The question of the Federal Chancellor whether the Nuclear Power Plant Bushehr
would rather not be in the long-term interest of Iran in light of the exhaustibility of oil,
Tabatabai answered with pointing at solar energy from the large Iranian deserts (here
the Federal Chancellor voiced strong doubts whether - except for limited purposes of
private households - solar energy would be usable for the larger economy before 1.5
to 2 decades) and at gas and water power reserves. Replying to the additional
question of the Federal Chancellor why the old government had let the Nuclear Power
Plant Bushehr to be constructed at all, Tabatabai said he does not know either.
The Federal Chancellor expressed his understanding for the very plausible and
reasonable interest of the Iranians in developing their agriculture.
Before leaving, the Federal Chancellor thanked Tabatabai for the greetings from the
Iranian Prime Minister which he cordially returned. He asked Tabatabai to tell Prime
Minister Bazargan[13] his [Schmidt] extraordinary interest in the economic and
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political development of Iran. This interest is rooted in Iran’s global economic role and
is not caused by German business interests, although economic interests are not
standing in contradiction to the former.
Before the Federal Chancellor left, Tabatabai still noted that Iran is not responsible for
supplying the world with oil. The high oil production was responsible for the Iranian
inflation. The Federal Chancellor countered with the argument that not high
production but a capital inflow too high to be sensibly absorbed, was the reason.
Wealth can also destroy (Tabatabai: destruction of the country was the intention of
the Shah). The Federal Chancellor said farewell.

On bilateral relations Tabatabai remarked they had very much improved since his last
visit. However, the Iranian Government does expect the Federal Government to
visibly distance itself from unfriendly press reports, because it is difficult to explain to
the Iranian people used to 40 years of dictatorship the independence of [German]
parliamentarians and journalists. To the question by the Minister of State about the
domestic development and the Kurds, Tabatabai responded: Within 14 days after the
Revolution life has normalized although there existed neither an army, nor police, nor
security forces. From arms falling into the hands of unauthorized people about two
thirds have been collected again.
Answering to a question from the Minister of State: The number of the executed and
those dying otherwise is not even 1,000.
1,000 dead was the hourly balance of the Shah.
Concerning the Kurdish question: The Kurds are having everything what they wanted
(legal guarantee for protection of their religion, language, customs, culture,
participation in political life). The unrests were emanating just from a few Marxist
disruptive elements with relations to Israel and Bakhtiar[14]. Their leader is touting
his good relationship with the Soviet Union, which is however interested in a policy of
good neighborly relations. The Kurdish population, however, is welcoming the
representatives of the Revolution. The Marxist groups (PDK[15]) had also wanted to
thwart the developmental efforts of the government for the Kurdish region, which had
been undertaken immediately after the Revolution. With the economic improvement
for the Kurds the problem will disappear. Behind the unrests in the Kurdish region are
the Israelis, like in Southern Lebanon. We know about signs with the text “cordial
welcome, Israeli soldiers” in the center of Kurdistan. In the same place high-ranking
Iraqi officers have been arrested.
The Minister of State voiced mild skepticism regarding a collaboration of Iraqi officers
with Israelis.
Tabatabai remarked that the Kurdish problem has to be resolved both militarily and
politically - one of both elements is not sufficient.
Minister of State addressed the request by German followers of the Baha’i cult
forwarded via a parliamentary deputy (Member of the Bundestag Klein[16], Dieburg)
regarding the protection of Baha’i temples in Iran from religious fanatics. The Charge
d’Affairs replied that the Baha’i in Iran are less considered as a religious but rather a
political group funded by neo-colonialists and Zionists. Many Baha’i were among the
top personalities of the Shah regime. Maybe this is why there have occurred difficult
to control incidents by the enraged population, of which however the government
does not approve.
Minister of State explained that he is addressing these cases also because he wants
to intensify our relations with Iran. This aspect therefore also has to be taken into
consideration by the Iranians.
Towards the end, the meeting again turned towards economic questions. Tabatabai
stated that Iran wants to free itself from the market economy and wants to move to
other forms of the economy. German technology is supposed to help Iran with this
process to make itself independent.
He mentioned his intention to talk with Hermes[17] next week. Minister of State
remarked here that in addition talks with the Federal Ministry of Economic Affairs
would be useful. Tabatabai then came back to the Nuclear Power Plant Bushehr and
emphasized that the problem is not solvable without involvement from the
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government (answering a question by the Minister of State, Tabatabai stated that the
KWU has an agreement with the Iranian government). The less complicated issue of
the submarine deliveries can be resolved by experts. One can purchase something
else instead of submarines.
The Minister of State responded with regard to the Nuclear Power Plant Bushehr that
first it must be examined where the differences are. Then one will see what can be
done to get rid of this issue. To the subsequent remark by Tabatabai that this will be
good news for Prime Minister Bazargan, the Minister of State emphasized one must
not forget, however, that the Federal Government is not a party of the agreement. It
can only try to create a better atmosphere so that the signatories of the agreement
will talk to each other reasonably. Interjection by Tabatabai: “No, also that one is
getting out well of this issue”. T. said the KWU could make other arrangements since
many parts have not been delivered yet. Without commenting on this interjection, the
Minister of State remarked at the end he will make an effort towards a contribution
that the agreement partners will find a reasonable settlement.

[signed Franke]
(Franke)
[1] Hans-Jürgen Wischnewski (1922-2005), Minister of State in the Federal
Chancellery 1976 to 1979.
[2] 1943-2015.
[3] Helmut Schmidt (1918-2015). Federal Chancellor of West Germany from 1974 to
1982.
[4] German pharmaceutical and chemical company.
[5] Hans-Joachim Leon (1947-1979), assassinated in Tehran on 14 October 1979.
[6] Ayatollah Ruhollah Khomeini (1900-1989), Supreme Leader of Iran from 1979 to
1989.
[7] Iranian Secret Police and Intelligence Service 1957-1979.
[8] Persians.
[9] Like Sadegh Tabatabai himself who spoke fluent German and had received his
doctorate in West Germany.
[10] Otto Graf Lambsdorff (1926-2009), West German Federal Minister for Economic
Affairs from 1977 to 1982.
[11] Otto Schlecht (1925-2003), State Secretary of the Ministry for Economic Affairs
from 1973 to 1991.
[12] German Kraftwerk Union (KWU). Subsidiary of Siemens and AEG Corporations for
nuclear power plant construction.
[13] Mehdi Bazargan (1907-1995), Prime Minister of Iran from 4 February to 6
November 1979.
[14] Shapour Bakhtiar (1914-1991). Prime Minister of Iran from 6 January 1979 to 11
February 1979, last Prime Minister of the Shah Regime.
[15] Democratic Party of Iranian Kurdistan (PDKI).
[16] Heinrich Klein (1932-1989), Member of West German Parliament for the Social
Democratic Party/SPD 1976-1989.
[17] Peter Hermes (1922-2015), State Secretary in the Federal Foreign Office
between 1975 and 1979.
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